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Wolfram Laaser 
UMWELTVERTRÄGLICHKEITSPRÜFUNG BEI 
ENTWICKLUNGSPROJEKTEN -
EIN BEITRAG ZUR LÖSUNG VON UMWELTPROBLEMEN 
DER ENTWICKLUNGSLÄNDER? 

1. Umweltproblema von Entwicklungsländern 

Die Bedeutung der Umwettproblematik in den Entwicklungsländern ist erst se~ 
Mitte der 70er Jahre ins Bewußtsein geruckt. Hierfür war wesentlich die Umwettdis­
kussion in den Industrieländern auslösend. Ökonomisch bedingte Faktoren in den 
Entwicklungsländern waren u.a. die Industrialisierungsstrategie, das Bevölkerungs­
problem und die Öffnung gegenüber dem Wettmarkt. 

Heute ist bekannt, daß die Umweltbelastung in vielen Ländern der Dr~ten Wen in 
zentralen Bereichen diejenige der Industrieländer übertrifft. Hierzu seien nur einige 
wenige Beispiele gegeben: 

Quelle: 

Sthwermetallgehalte von sg Juru und Emscher(mg/l) 

Sg Juru (Penang) 

Quedct-Ut>.r 

Kupr,r 

BI. 
Hlckfi c_ 

Cadmium 

O. SchIettweln, Wasser ist leben, Umweltzerstörung in Malaysia am Beispiel Wasser, in: 
Umwelt am Ende? K. Gauer, M. Haine, C. Röper (Hrsg.), ASA Studien 9, Saarbrücken 1987. S. 307 

(Datenbasis Ende d8f 70er Anfang dar 80 Jahre 
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Die Abbildung zeigt, daß derJuru Fluß in Malaysia weit stärker verschmutzt ist als 
die Emscher, die bekanntlich auch als "Kloake des Ruhrgebiets" bezeichnet wurde. 
Aus Indien ist bekannt worden, daß ca. 70 % aller FlOsse stark verschmutzt sind, 
darunter auch der Ganges.' Es handelt sich also offenbar nicht um Einzelfälle. 

Das zwe~e Beispiel zeigt vergleichende Daten zur Luftverschmutzung verschie· 
denerGroßstädte. Heute ist die Luftverschmutzung in Mexiko oder Calcutta etwa so 
hoch wie diejenige Landans zu Beginn der 50er Jahre. 
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Ouelle: V. Hartje, Industrialisierung und Umweltschutz in Entwicklungsländem, Internationales InstiM für Umwal: 
und Gosellschaft, IIUG pre. 84. I, Berlin 1984, S. 2 

Das dritte Beispiel bezieht sich auf den Boden. Nach einer Umwettstudie von 
UNEP 1983 wird der tropische Regenwald bis zum Jahr 2000 um ca. 15 0/0 
abnehmen.2 Nur ein kleiner Prozentsatz wird dabei durch Wiederaufforstung kom­
pensiert werden. Damit werden viele Pflanzen und Arten zugrunde gehen, die zum 
Teil noch nicht einmal entdeckt worden sind. Andere ökologische Problemzonen 
sind Korallenriffe, Trockengebiete und Berghänge. 
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Das vierte Beispiel ist einem "Ze~"·Artikel über Gi!I'müllexporte entnommen. 
Danach hat die ehemalige portugiesische Kolonie Guinea-Bissau, mit einem jährli. 
ehen Pro-Kopf-Einkommen von 180 $ eines der ärmsten Länder der Erde, ein 
Angebot von zwei br~ischen Firmen erhalten, über einen Ze~raum von IOnf Jahren 
jährlich 3 Mio. Tonnen hochgiftiger pharmazeutischer Abfälle zu importieren. Das 
Gift soll ausgerechnet dort gelagert werden, wo die europäische Gemeinschaft ein 
Projekt zur ländlichen Entwicklung fördert. Die Firmen wollen dafür 600 Mio. $ 
bezahlen. Das entspricht dem dreifachen Bruttoinlandsprodukt des Landes.3 

Ca. 80 % des Giftmülls stammen aus OECD·Ländem. Auf die Gefahr des 
unkontrollierten Giftmüllexports weist bere~s eine Studie der OE CD aus dem Jahre 
1982 hin.' 

Die wenigen Beispiele deuten zugleich auf einige zentrale Ursachen der Umwett-
probleme in Entwlcklungsländem hin: 

- starkes Bevölkerungswachstum bei Armut großer Teile der Bevölkerung 
. ökologisch empfindliche Systeme, Monokutturen 
. verschmutzungsintensive Industrialisierung 
- Transfer von Umwettverschmutzungen aus den Industrieländern 
Aus dieser vorläufigen Ursachenbestimmung ergibt sich jedoch noch keine 

Begründung dafür, warum die Entwicklungsländer nicht selbst m~ ihren Umweltpro· 
blemen fertig werden können und warum möglicherweise die Industrieländer ein 
Interesse an der Milderung von Umweltproblemen In den Entwicklungsländern 
haben könnten. 

2, Beschränkungen In der BearbeItungskapazItät von Umweltproblemen durch 
die Entwicklungsländer 

Sofern Umwettschutzmaßnahmen kurzfristig höhere Kosten verursachen als 
Erträge erbringen, spiett die ungleiche intemationale Verteilung der Einkommen 
eine Rolle. Geringes Einkommen und u.U. hohe Verschuldung beschränken die 
Kreditwürdigkeit eines Landes. Dieser Aspekt wird verstärkt durch die relativ schwer 
quantifizierbaren und m~ hoher Unsicherheit behafteten Erträge von Umweltschutz­
maßnahmen. Eigene Ressourcen stehen nur in geringem Umfang zur Verfügung. 
Eine starke Präferenz fürGegenwartskonsum aufgrund niedriger Einkommen führt 
zudem zu einer starken Abdiskontierung künftiger Erträge. Ohne internationale 
Subventionierung sind daher umweltverbessemde Investitionen in den ärmsten 
Ländem kaum zu erwarten. Allenfalls wachstumsstarke Länder wie z.B. Singapore 
können solche Invest~ionen finanzieren. 

Die inteme Einkommensverteilung in den Entwicklungsländern spielt vor allem 
dann eine Rolle, wenn etwa durch Besteuerung eine Intemalisierung umwettrele· 
vanter sozialer Kosten erfolgen soll. Im agrarischen Subsistenzbereich oder in den 
urbanen Slums fehlt ein Überschußprodukt, welches besteuert oder mit Gebühren 
belegt werden kann. 

Eine Internalisierung nach dem Verursacherprinzip stößt im industriellen Bereich 
wegen der hohen internationalen Kap~almobil~ät und der nahezu direkten Einfluß-
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nahme auf politische Entscheidungen des Staates auf Schwierigkeiten. Wegen der 
Unterentwicklung des staatlichen Sektors sind vor allem auch regionale Instanzen 
in größerem Maße erpreßbar und manipulierbar. Die Finanzierung von staatlichen 
Umwettschutzausgaben nach dem Gemeinlastprinzip stößt auf Probleme bei der 
Einnahmenelastiznät. 

Die vie~ach noch unzureichend ausgebaute Administration verfügt Ober keine 
hinreichende Kapazität, um komplexe Umwettprogramme zu planen, zu implemen­
tieren und vor allem auch deren DurchfOhrung zu überwachen. Zwar bestehen z.T. 
durchaus Standards fOr die Umwettqualrtät, die gesetzlichen Auflagen werden 
jedoch nicht realisiert (z.B. Standards fürWasserqualMt in Indien, vgl. BMZ, Umwett 
und Entwicklung, a.a.O., S. 59 und S. 69 f.). 

Die politischen Systeme sind in vielen Entwicklungsländern durch diktatorische 
oder nur rudimentär demokratische Formen gekennzeichnet, die es den Einen 
erlauben, längere Zeit von den Präferenzen der Bürger abzuweichen. Sie können 
sich aufgrund größerer Mobilität und kompensierender privater Ausgaben eher 
negativen Umwelteffekten entziehen. Schließlich sei auch erwähnt, daß die Länder 
der Dritten Wett international über keine hinreichende ökonomische und politische 
Macht verfügen, um die negativen externen Effekte der industriellen Produktion in 
den Industrieländern zu reinternalisieren. 

Die vorangegangenen Punkte können dahingehend zusammengefaßt werden, 
daß es einige Argumente fOr eine beschränkte Verarbeitungskapazität in den 
Entwicklungsländern gibt. die verhindern, daß die immer drängender werdenden 
Belastungen adäquat angegangen werden. 

Im zwerten Schritt sollen kurz einige Punkte genannt werden, die die Interessen­
lage der Industrieländer betreffen. 

3. Die Interessenlage der Industrieländer 

Hier sollen zunächst kurz die Interdependenzen bezüglich der Umwetteffekte 
zwischen Industrie- und Entwicklungsländern aufgezeigt werden. 

externe 

Effekte 

'--- externe Effekte __ -' 
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Die Industrielänoorexportieren direkt Schadstoffe uncfsie importieren Rohstoffe. 
Die Umweltschäden in der Dritten Wett gefährden z.T. langfristig direkt die Basis 
einiger Industriezweige in den Industrieländern (Chemie und Landwirtschaft wegen 
Verringerung der Arten) oder gefährden indirekt die gesamten Produktionsgrundla­
gen (Ozonloch). Andererserts sind an der Umweltzerstörung einzelwirtschaftlich 
muttinationale Konzerne profitbringend beteiligt. Gleichzenig wird hierdurch langfri­
stig die eigene produktive Basis untergraben. Ein kollektives Schutzbedürfnis 
hinsichtlich der Umwett in den Entwicklungsländern mag daher kurzfristigen Interes­
sen entgegenstehen. Eine kontrollierte Nutzung des Umweltpotentials in den 
EntWicklungsländern ist nur möglich, wenn in derinternationalen Konkurrenz gleiche 
Umwettstandards herrschen. Eigene Umweltverträglichkeitsprüfungen werden von 
muttinationalen Konzernen vorwiegend aus Public-relations-Gronden durchgeführt. 
An der Implementation bestimmter Umwettstandards in den Entwicklungsländern 
sind neben einem begrenzten Interesse der multinationalen Konzerne auch die 
Arbeitnehmerorganisationen in den industrialisierten Ländern interessiert, damn 
nicht Industrien zunehmend wegen niedrigerer Umwettstandards in die Entwick­
lungsländer verlagert werden. Empirisch lassen sich bisher solche Phänomene 
allerdings nur vereinzelt beobachten (z.B. double health standard).' Deshalb kann 
ein gewisses Interesse an einer Durchsetzung von Umwettstandards in den Ent­
wicklungsländern durchaus begründet werden. Dieses Interesse wird durch die 
Entwicklungshi~eorganisationen der Geberländer artikuliert und durch praktische 
Maßnahmen gestützt (Schulung von Manpower, Aufbau von Umweltorganisatio­
nen, Festlegung von Standards). 

Neben der Hi~e bei der Durchsetzung kollektiver Umwettstandards haben die 
Entwicklungshilfeausgaben derGeberländerteilweise die Funktion einer Subventio­
nierung von Umwettschutzinvestitionen in den Entwicklungsländern. Eine Internali­
sierung internationaler externer Effekte über Anwendung des Verursacherprinzips 
scheidet wegen der mangelnden Durchsetzbarken aus und wäre auch aus der Sicht 
der Industrieländer sicher eine zweischneidige Strategie. Intern scheitert die Inter­
nalisierung der Umweltbelastungen an den bereits vorher erwähnten Problemen. 

4. Der historische Beitrag der Entwicklungshilfe zur Lösung von Umweltpro­
blemen In der Dritten Welt 

Wenn man von einer beschränkten Bearbenungskapazität der Entwicklungslän­
der in der Lösung ihrer Umweltprobleme ausgeht, so bietet sich die Unterstützung 
durch Maßnahmen der Entwicklungshilfe an. Tatsächlich deutet sich jedoch erst 
Anfang der BOerJahre eine neue Schwerpunktsetzung in diesem Bereich an. In den 
zurückliegenden Entwicklungsdekaden wurde einer Industrialisierungsstrategie und 
später der exportorientierten Agrarwirtschaft Priorität eingeräumt. Das Bevölke­
rungswachstum wurde durch die rasche Senkung der Sterberaten stimuliert. Die 
EntWicklungShilfe konzentrierte sich auf infrastrukturelle und industrielle Großpro­
jekte und die Förderung von cash crops. Ein Teil der heute zu beobachtenden 
Umwettprobleme basiert daher auf den aus heutiger Sicht verfehlten Entwicklungs-
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strategien der Vergangenheit. Wenn auch der quantitative Rahmen der Entwick­
lungshilfe immer beschränkt war. so war und ist doch ihr ideologischer Einfluß auf 
die Entwicklungsstrategien in vielen Ländern der Dritten Wett nicht zu unterschät­
zen. 

Die Diskussion Ende der lOer Jahre und Anfang der aOer Jahre hat zudem auf 
die direkten Umwettschädigungen verschiedener Entwicklungsprojekte hingewie­
sen. Weltbankprojekte in Lateinamerika haben die Kolonisierung des Regenwaldes 
gefördert anstelle einer Umverteilung nicht bewirtschafteten Agrarlandes (Caqueta­
Projekt in Kolumbien. Rondonia-Projekt in Brasilien). Die Förderung von Viehzucht­
projekten führte stall zur intensiven Viehhaltung und zurVerbesserung der Techno­
I.~gie zur Ausdehnung der extensiven Viehhaltung der Großfarmer.6 Eine geringe 
Uberwachungskapazttät auf seiten der Geberorganisation. die Konzentration auf 
die gröBeren Farmer und das Interesse an einem möglichst schnellen MilIelabfluß 
auf setten derfield officer begünstigten die negativen Resuttate. 

Die Kritik an den negativen Umweltwirlkungen einzelner Entwicklungsprojekte 
und die EinfOhrung von Umweltstandards in den tndustrieländern hat auch zur 
Einführung einer Umwettverträglichkettspriifung bei EntwicklungshiUeprojekten geführt. 
In den folgenden Abschnitten sollen die Grundzüge dieser Prüfung dargesteltt 
werden und untersucht werden. inwiewett hiervon eine tatsächliche Neuorientierung 
der Entwicklungspolttik erwartet werden kann. 

5. Inhalt und Probleme einer UmweltverträglIchkeitsprüfung und Entwick­
lungshIlfeprojekten 

Die UmwettverträglichkeitsprOfung umfaßt laut BMZ folgende Phasen:' 
- Analyse der ökologischen Situation der Projektregion 
- Belastungen der ökologischen Teilsysteme am vorgesehenen Standort ohne 

das Projekt 
- zusätzliche Belastungen bei Projektrealisierung und mögliche Atternativen 
- Wechselwirlkung zwischen ökologischen und sozialen Effekten 
- Abschätzung der zukOnftigen Gesamtbelastung 
- Realisierungsempfehlung eventuell mit Auflagen verbunden 
- Gesamtbewertung. 
Im folgenden sollen einige Schritte dieser Analyse näher beleuchtet werden und 

anschließend spezielle Probleme erörtert werden, die sich bei Realisierung von 
EntwicklungshiHe-Projekten ergeben können. 

Die am Ende der Analyse stehende Gesamtbewertung eines Entwicklungshilfe­
Projektes wird meist im Rahmen einer Kosten-Nutzen-Analyse durchgeführt. 

Eine solche Analyse setzt die wettgehend quantitative Bestimmung der Effekte, 
die von dem Projekt oder den Alternativen auf die natOrliche Umwett und die 
Umwettqualität ausgehen, voraus, wie aus dem folgenden Schema deutlich wird. 
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- Menschen 
- Tiere 
- pflanzen 
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Bereits der erste Schrill (1). die Analyse der möglichen Residuen (fest. flüssiq 
oder gasförmig). impliziert eine äußerst komplexe Aufgabe. So ist z.B. für ein Be­
wässerungsprojekt die zettliche und mengenmäßige Verteilung der Residuen (ins­
besondere Versalzung) von folgenden Faktoren abhängig: 

- Niederschlagshäufigkeit 
- Windgeschwindigkeit und -richtung 
- Bodenart 
- Anbauprodukt 
- Pflugmethoden 
- Einsatz von Düngern und Pestiziden 
- Terrassierung 
- Bewässerungsform und Häufigkett 
- Wasserqualität 
- Abwasserbehandlung 
Ein Teil der Phänomene (Niederschlag. Wind) ist dabei stochastischer Natur. so 

daß auch der Anfall von Residuen stochastischer Natur wird. 
Auch die wette ren Stufen (2) und (3) beinhatten äußerst komplexe Analysetech­

niken. Ein bestimmtes Anbauverfahren wird z.B. eine gewisse Bodenerosion 
verursachen. Hierfür gibt es einige empirische Richtwerte. Ebenso lassen sich 
Produktivitätsverluste des Bodens aufgrund der Erosion schätzen. Schwieriger zu 
bestimmen ist jedoch die Einleitung der Sedimente in das Oberflächenwasser, ihre 
räumliche und zeitliche Ablagerung und ihre Effekte auf Wasserqualttät und Fische­
reiertrag. Hier sind komplexe statistische und physikalische oder biochemische 
Modelle notwendig. 

Ist die Quantffizierung der Umwetteffekte bestimmt, so sind die Effekte auf die 
Rezeptoren zu schätzen, z.B. Beeinträchtigung der Gesundheit durch Luftver-
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sChmutzung oder Verringerung der Artenvielfalt durch Abholzung (3). Schließlich 
sind diese Effekte dann einer Bewertung zu unterziehen (4). 

Durch die Kosten-Nutzen-Analysewird versucht, einen kompakten Wert maßstab 
für die Gesamteffekte eines Projektes einschließlich seiner Umweltwirkungen zu 
geben. 

Zur Nutzenbewertung werden Marktpreise oder Surrogate fürMarktpreise heran­
gezogen. Die rechen- und bewertungstechnischen Probleme seien beispielhaft an 
einem Bodenkonservierungsprogramm in Nepal verdeutlicht.' 

In der Projektregion (ein bergiges, von Flußläufen durchzogenes Hochland, die 
in einen großen See münden) war die langfristige ökonomische und ökologische 
Basis des Raumes durch Überweidung des Graslandes, Abholzung der Wälder und 
Sedimentablagerung im See gefährdet. Die Hälfte des Bodens war terrassiert und 
in privater Hand, Wald, Busch und Grasland dagegen in staatlichem Besitz. 

Bei einem Bevölkerungswachstum von knapp 2 % drohten die verbliebenen 
Wald bestände innerhalb der nächsten 20 Jahre eliminiert zu werden. Dadurch 
wurde auch die Erosion verstärkt und durch die Ablagerung im See Fischfang und 
der Betrieb eines Wasserkraftwerks beeinträchtigt. 

Das Projekt bestand in einer Umwandlung des Graslandes in kontrolliertes und 
verbessertes Weideland (Zäune und neue Grassorten) sowie in der Aufforstung des 
Buschlandes (Brennholz, Futter). 

Zur Abschätzung der Projektnutzen war zunächst der Output durch Viehhaltung 
pro Hektar Grasland zu schätzen. Als Output fallen Naturdünger und Milch an. Dem 
sind die Hektarerträge fOrkontrolliertes Weideland und Buschland gegenüberzustel­
len. Ein we~erer Output ist die Brennholzproduktion. Hierbei war fraglich, ob die 
Preise der kleinen lokalen Märkte repräsentativ genug für den Durchschnittspreis 
sind. So kann der Preis des Brennholzes auch durch den Wert der altemativen 
Energiequelle Dung ermittelt werden, deren Erträge wieder aus der zusätzlichen 
Maisproduktion (bei Düngung) hergele~et werden können . Ein anderer Bewertungs­
weg wäre, die Ze~ in der Brennholzsuche zu bewerten, die ja letztlich dadurch 
anderen Arbeitsaktiv~äten nicht zur Verfügung steht (problematisch ist allerdings 
der Ansatz eines geeigneten lohnsatzes). 

In weiteren Schritten ist die Vertagerung der potentiellen lebensdauer des 
Wasserkraftwerks zu schätzen, die erhöhten Fischerträge und bessere Chancen für 
künftigen Tourismus durch Verhinderung eines sonst drohenden "Umkippens" des 
Sees. Tourismuserträge können z.B. indirekt durch die Anreiseausgaben der 
Touristen ermittelt werden (Travel-Cost-Approach). Allerdings gibt es in vielen 
Entwicklungsländern noch keinen entwickelten nationalen Tourismus, so daß der 
Ansatz solcher künftigen Erträge in der Regel unterbleibt. 

Schließlich ist die Bestimmung einer sozialen Diskontrate für den Periodenver­
gleich ebenfalls nicht unproblematisch (sofern keine entwickelten Kap~almärkte 
existieren, gibt es kaum Anhaltspunkte). 

Das Beispiel verdeutlicht, daß mit der Umweltverträglichke~sprüfung sehr hohe 
formale Anforderungen an die Prülbehörde gestellt werden. Eigene Umweltverträ­
glichkeltsprOfungen sind damit von der Administration in den Entwicklungsländern 
nur sehr begrenzt zu leisten. Hinzu kommt, daß die Methoden der Umweltverträg-
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lichke~sprüfung, insbesondere die Kosten-Nutzen-Anal\lse, an die Bewertungs­
maßstäbe der Geldökonomie anknüpfen . Die Analyse wird dort kompliziert und 
vage, wo Marktpreissurrogate gefunden werden müssen oderwo solche wegen des 
Entwicklungsstandes nicht sinnvoll bestimmt werden können. Wie wäre z.B. ein 
entwurzelter oder toter Amazonasindianer zu bewerten? 

Ein anderer Aspekt ist das Fehlen von Verteilungseffekten. Obwohl natürlich ein 
Einbau von Gewichtungen auch im Rahmen der Kosten-Nutzen-Analyse denkbar 
wäre, fehlen doch praktikable Ansätze, da etwa die Präferenzen von unmitte lbar 
Betroffenen und die Präferenzen von Regierungsinstanzen stark voneinander 
abweichen können. 

6. Die UmweHverträglichkeHsprüfung Im Projeklzyklus 

Im folgenden soll kurz dargestellt werden, in welchen Phasen des lebenszyklus 
eines Entwicklungsprojektes eine Umweltverträglichkeitsprüfung vorgenommen 
wird. Die wesentlichen Phasen eines Projektes umtassen dabei: 

Planung 

Entscheidung 

Du rchfürung 

I Evaluierung 
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Während Projektidentffikation und die Erarbeitung des Projektvorschlages formal 
auf senen des Entwicklungslandes liegen, wächst mn der Entscheidungsphase der 
Einfluß des Geberlandes, um dann schließlich nach der Implementation zugunsten 
des Entwicklungslandes zurückzugehen. Die Umwettverträglichkeitsprüfung eines 
Projekts sollte im Stadium des Projektvorschlages beginnen, da hier die entschei­
denden Schwerpunktsetzungen vollzogen werden. Gerade auf dieser Stufe ist 
jedoch die DurchfOhrung einer Umwettverträg/ichkeitsprüfung formal Aufgabe des 
Entwicklungslandes selbst und eine Aufnahme der UmwettverträglichkedsprOfung 
In den Projektvorschlag nicht vorgeschrieben.' Die OECD hat in einer Empfehlung 
vom 23. 10. 1986 die Einbeziehung der UmwettverträglichkeitsprOfung in die 
Erarbeitung des Projektvorschlages gefordert. '0 Fallweise geschieht dies auch 
schon in der Praxis. Erst mn der ProjektprOfung durch die Durchführungsorganisa­
tion im Gebertand wird die Umweltverträglichkensprüfung dann zur Pf/ichtaufgabe, 
allerdings zunächst in der sehr rudimentären Form abzuschätzen, ob von dem 
Projekt Oberhaupt "erhebliche Umwettwirl<ungen" zu erwarten sind. Nur wenn diese 
VorprOfung erhebliche Umweltwirl<ungen erwarten läßt, wird eine eingehende 
Umwettverträglichkensprüfung durchgeführt. Im Prüfungsbertcht werden die Ergeb­
nisse der Erfassung und Bewertung der Umweltwirl<ungen dargestellt, Vorschläge 
für umwettgerechte Lösungen gemacht, Indikatoren zur späteren ÜberprOfung der 
Zielvorgaben festgelegt und die Einordnung in eine der Umwettverträglichkeits­
Kategorien vorgeschlagen. 

Ferner soltten die Umwettwirl<ungen in der Implementationsphase systematisch 
erfaßt und kontrolliert werden. Nach dem Abfluß der Finanzmittel ist jedoch eine 
Kontrolle durch den Geber kaum noch möglich. Viele Projekte werden aber erst 
langfristig bestimmte Umweltwirkungen zeigen (Versalzung bei Bewässerungspro­
jekten, Effekte einer Flußregulierung durch Staudämme usw.). Aus diesem Grund 
erscheint die derzeitige Konzentration der Umweltverträglichkeitsprüfung auf die 
Entscheidungsphase als unzureichend. 

7. Umwelt- und Ressourcenschutz In der deutschen EntwlckJungszusam­
menarbelt 

Anfang der 80er Jahre wurde im Rahmen einer vergleichenden Studie des 
Intemationalen Instttute 10r Environment and Development erstmals versucht, eine 
qualttative und quantnative Abschätzung derBedeutung des Umwe~schutzes in der 
bilateralen Entwicklungshme der BRD zu erarbenen.ln der Untersuchung von Hart je 
werden bei GTZ und KfWkumulativ zum Stand 1978 knapp200 Projekte identifiziert, 
die eine positive Umweltschutzkomponente zumindest in ihrer Zielsetzung auswei­
sen. 
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Projekt mit positiver Umweltkomponente bei KfW und GfZ 1978 

Projekttyp 

Management natürlicher Ressourcen 

finanzielles 
Volumen in Mio. DM 

260 
Projekte der integrterten ländlichen Entwicklung 20 
Ländlicher Energiebedarf 40 
Verbesserung der sanMren Snuation 

- Trtnkwasserversorgung 625 
- Abwasser- und Abfallbesenigung 89 

Industrteller-städtischer Umweltschutz 26 

Zahl der 
Projekte 

55 
4 

28 

88 
13 
7 

Quelle : V. Hartje, Umwelt· und Aessourcenschutz in der Entwicklungshilfe, Beihilfe zum Überle­
ben?, Frankfurt, New York 1982 

Bei einer differenzierteren Untersuchung des BMZ aus dem Jahre 1983 zeigte 
sich allerdings, daß nur etwa 4 % der Projekte einen direkten positiven Benrag zum 
Umwett- und Ressourcenschutz leisteten (Gesamtprojektzahl ca. 1850). Dem 
standen 2 % erheblich umwettschädigender Projekte gegenüber. 

Umweltrelevanz der bilateralen Vorhaben 

Finanzielle Zusammenarbeit (FZ) 

Landw. Wasserver· 
Kaie· 

tnlrastr. Indu- Forslw. und -8nISOI' Sonsli-
Abfallw. Gesamt 

gOIion slrie Fischerei Elo- gung landw. 0' Krallw8rke sionsschulz Bewässerung 

Anzahl Anzahl Anzahl Anzahl Anzahl Zahl % 

UO 98 I. 24 I. 12 232 '3 
U I '0 3' 36 103 12 22' " U2 • " 0 13 3 36 7 

U3 3 3 2 • 2 I. 3 
U, 2 • 0 • 0 12 2 
U5 3 0 , 11 3 21 , 

S"nm. 155 73 .. "0 92 54' 100 --
lech'nische Zusammenarbeit (Tl) 

landw. WaS$eIV61-

Kale-
lnlrasll. 

Indu· FOlslw. und -enlsol ' Sonsli· Summe Gesamt 
gorlen 

Abfallw. 
slr ie Fischerei Ero· gung landw, g. 

Kraftwerke sionsschulz Bewässerung 

Anzahl Anzahl An7ahl Anzahl Anzahl Zahl % Zahl % 

UO 69 71 145 15 127 447 59 .7. 53 
U I 11 27 14 " 3 71 • 296 22 

U2 3 I • 3 7 22 3 56 , 
U3 5 0 30 • 7 50 7 68 5 
U, 0 0 0 0 0 0 0 12 I 
U5 34 11 69 21 I. m 22 192 15 

SUmme 142 110 266 63 ISO 7.' 100 1305 100 
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Uo: Vorhaben. die meinem Umweltbezug stehen . ohne daß nennens­
werte positive oder negative Beeinflussungen zu erwarten sind: zum 
Beispiel: 
FZ: Fernmelde- und S!romversorgungsprojekle: 
TZ: Studien. Beraler, Ausbildung. 

Ur: Vorhaben, die eine latente umweltschäc1 igende Komponente ha­
ben; zum Beispiel: 
FZ: Trinkwasserprolekte mit dezentraler Abwasseren tsorgung. Stra­

ßenbauprojekle; 
TZ: Berater und Studien im industriellen Bereich, Wasserversor­

gung. 

U2: Vorhaben, die eingeschränkt umweltschädigend sind. deren Um­
weltschädigung jedoch zur Erreichung des Projektzieles zur Zeit to­
leriert werden muß; zum Beispiel: 
FZ: Papierfa!:>riken, deren Abwässer jedoch die wese[ltlichen Le­

bensgrundlagen der betroffenen Menschen nicht schädigen: 
TZ: Bekai npfung der BilharZiose, SChadvogelbekämpfung. 

U3: Vorhaben. die eingE:schrankl umwellschädigend sind. die jedoch 
durch die angewandten Methoden einen gezieHen Beitrag zur Mini­
mierung der Umweltschäden bringen SOllen; zum Beispie l: 
FZ: Industrie~rojekte mit schwermelallhaltfgen Abfällen. deren Um­

weltschädigung durch Zusatzmaßnahrnen, wie besondere L::Ii­
gerung oder Beseitigung, vermindert wird ; 

TZ: konventioneller Pflanzenschutz. Breitband-Schädllngsbekämp­
lung. 

U~ : Vori1aben, die erheblich umwellschädigend sind oder bei denen 
eine Umwelischädi:Jung zu erwarten ist 
PrOjekte dieser Kategorie sind nicht förderungswürdig. Ihre Auswir­
kungen übersteigen die Absorptionsfähigkeil der Umwelt in größe­
rem Maße oder sind geeignet, die wesentlichen Lebensgrundlagen 
oder den physischen Gesundheitszustand der betroffenen Bevölke-
rung zu versE~lechtern . . 

Us: Vorhaben, die Umweltschäden verhindern, reduzieren oder beseiti­
gen helfen; zl1m Beispiel: 
FZ: Entwässen..:ngssysteme in Verbindung mit Bewij,sserungsland­

schaft , städtische Kläranlagen -bei vorhandener Trinkwasser­
versorgung; 

TZ: Aufforstung, ländliche Entwicklung, Genbanken, Erosions­
schutz, slandortgerech ter Landbau. 

Quelle: BMZ, Umwelt und Entwicklung, a.a.O., S. 33 
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Als vorläufiges Fazit kann der Schluß gezogen wei'den, daß sich der aktive 
UmweHschutz als Gestaltungsaufgabe quantitativ noch nicht in der Projektauswahl 
signffikant niedergeschlagen hat. Allerdings ist hier zu berücksichtigen, daß es sich 
nicht um eine Analyse von neu vergebenen Projekten handelt, sondern um eine 
Bestandsaufnahme der noch laufenden Projekte. 

Die Bundesregierung hat den Schutz der UmweH zu einem von fünf fachlichen 
Schwerpunkten der Entwicklungszusammenarbeit erklärt. Er soll realisiert werden 
durch" 

- die Prüfung der Entwicklungsvorhaben auf ihre Umwellverträglichkeit 
- die Förderung von "Maßnahmen, die den schonenden Umgang mit natürlichen 

Reichtümern oder die Wiederherstellung gesunder Umweitbedingungen in den 
Entwicklungsländern zum Ziel haben" 

- internationale Absprachen und Regelungen zum Schutz der Umwelt. 
Die KfW verwendet bereits seit 1972 eine Liste, die für 14 Projektgruppen 

typische negative Umweitwirkungen zusammenfaßt. Diese Arbeitshi~e wurde 1983 
durch eine "Anleitung zurUntersuchung der Umweitverträglichkeit bei Vorhaben der 
finanziellen Zusammenarbeit und zur Bewertung von Umweitwirkungen und -
schutzmaßnahmen" ersetzt und 1984 in die allgemeinen Prüfungsrichtlinien aufge­
nommen. 

Auch die GTZ benutzte eigene Verfahren. Außerdem vertangt die GTZ von ihren 
Gutachtern, daß jedes Vorhaben auf mögliche negative Nebenwirkungen ökonomi­
scher, ökologischer und sozialer Art analysiert wird." 

1983 führte das BMZ zur Vereinheitlichung der Verfahren einen Leitfaden zur 
Klassffizierung der UmweHrelevanz von Vorhaben ein. GTZ und KfW müssen 
seitdem die von ihnen durchzuführenden Maßnahmen in Kategorien unterschiedli­
cher Belastungsintensität einordnen." Die eigentlichen Umweitschutzprojekte werden 
in einer gesonderten Kategorie erfaßt. 

Bei allen Projekten mit "nicht erheblichen Umweltwirkungen" kann dann auf eine 
detaillierte Erfassung und Bewertung von Umweltwirkungen verzichtet werden (im 
Rahmen der technischen Zusammenarbeit würde dies derzeit mehr als 90 % aller 
Projekte betreffen, bei der finanziellen Zusammenarbeit ca. 50 %). 

Im Jahr 1986 wurden von den durch das BMZ in Auftrag gegebenen 547 
Projekten zur technischen und finanziellen Zusammenarbeit ca. 25 % als umweiter­
heblich eingestuft. 

Zur besseren Erfassung von Umweltwirkungen hat eine Arbeitsgruppe, beste­
hend im wesentlichen aus Mitgliedern des BMZ, der GTZ und der KfW, einen 
Wirkungskatalog 10r den Agrarbereich mit 14 Subsektoren entwickeit, sowie Sektor­
kataloge für die Bereiche Infrastruktur, Bergbau und Energ ie, Gewerbe und Indu­
strie. Der Katalog gibt Projektplanem und -prüfern Hinweise auf zu beachtende 
Umweltwirkungen. 

Ein Beispiel zum Bereich Tierproduktion sieht folgendermaßen aus: 
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,---------------------------
Matrixbereich D. T I E R PRO 0 U X T ION 

Bcrlen wasser 

",osse StAll- Aufst.allunq 
Wie- hal- Ra~~~tter- 0 0 00 
der- t""l ewiMUDl , , , 
kaeuer "me ~un[utter-
(Rin- Weid~ )cooserv. , , 
der, .ang Tr~~~- , 
BJef- servers<xg. , 

" fell J>1aS?Olnen-
melken 

:X~::;- 000 '" 00 
00 , 

5tall- Aufstallung 
ho1- ~ s- I:, 0 
t<r.g serversa:'Q. , , , 
mit :~~nen-Weide-. .", w 

Umzaeununet , 
I=~-

000 00 00 
00 , 

I.",,~ l' ~, 0 0 0 
nutzuna , , 

Lasebeiapiele (in der Abbildung stark umrandetl 

Fraga: 

Antwort: 

Frage: 

Antwort: 

Die Dungentaorouno gropse Wiederkäuer bei der Stallhal­
tung ohne Weidegang wirkt wie au! die Bodenatruktur? 
Eine hohe bis mittlere Begünstigung der Bodenstruktur 
ist m6glich. 

Die Trinkw •••• rveraorgung gro~er Wiederkäuer bei der 
Stallhaltung ohne Weidegang wirkt wie auf die Grund­
va •• erquantitlt? 
Ein geringer bis mittlerer Verzehr von Grundwasser iat 
mCiglich. 

Quelle: BMZ, Umweltwir1<ungen von Entwicklungsprojekten, a.a.O., S. 20 
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Die immense Arbert, die zwe~ellos mrt der Erstellung ' des Katalogs verbunden 
war, sollte nicht darüber hinwegtäuschen, daß eine schematische Anwendung 
sicher nicht möglich ist, da nahezu jedes Projekt in einer ökologisch spezifischen 
Umgebung durchgeführt wird. Ferner bleibt das Problem einer aggregierten Bewer­
tung der verschiedenen Einzelellekte ungelöst. Eine solche Bewertung ist jedoch für 
die Gesamteinstufung notwendig. Ferner sind die Einstufungskriterien "stark" oder 
"schwach" für die Einzelellekte nicht operational und damit schwer OberprOfbar. 
Schließlich bleibt zu hollen, daß mrt der Klassifikation eines Projektes als "mit nicht 
erheblichen Umwe~wirkungen versehen", eine hinreichende Erörterung ökologisch 
und ökonomisch vertretbarer Lösungen nicht auf der Strecke bleibt, da in diesen 
Fällen, wie erwähnt eine detaillierte PrOfung nicht mehr erfolgen muß. Bekanntlich 
hat jedoch jedes Projekt, welches einen Input in einen Output transformiert, 
Umweltwirkungen. 

Wertere Hilfestellungen, die das BMZ anbietet, sind ein Katalog Ober Umwe~or­
ganisationen in der Dritten We~ sowie ein Katalog über umwe~relevante Standards 
bzw. Grenzwerte. 

Aus der programmatisch geäußerten verstärkten Berücksichtigung von Umwelt­
belangen in der Entwicklungshilfe ergeben sich insbesondere bei der Durchführung 
der Umweltverträglichkeitsprüfung erhebliche materielle und personelle Anforde­
rungen an das Personal der Geberinstitutionen. 

Wenn man bedenkt, daß noch 1986 das Office of Environmental and Scientific 
Affairs (OESA) derWettbank lediglich fünf ständige Fachkräfte" bei einem Gesamt­
personalbestand von ca. 3000 Mrtarbertern im höheren Dienst" verfügte, so wird 
deutlich, daß eine umfangreiche Prüfung der Umweltbelange der Projekte kaum 
möglich war. Der Stab der Weltbank ist allerdings unter die Ägide von We~bankprä­
sidenlen Barber Conable nun um ca. 60 Stellen erwertert worden. 

V. Hart je berichtete noch 1984, daß bei den deutschen Institutionen lediglich ein 
Umwe~experte in der KfW und ein Experte im BMZ tätig waren." Die KfW prüft 
allerdings zurZeit Erweiterungen. Die GTZ hat inzwischen eine Koordinierungsstelle 
für Ökologie und Umwe~schutz eingerichtet, die neben der Umwe~verträglichkeits­
prüfung auch weitere Beratungs-, Dokumentations- und Forschungsaufgaben im 
Umweltschutzbereich erfOlien soll. 

Abschließend sei auch darauf hingewiesen, daß die Umwe~verträglichkertsprü­
fung nicht allein für Entwicklungsprojekte Pflicht sein sollte, sondem auch für alle 
staatlich geförderten privaten Direktinvestrtionen in Entwicklungsländem. 

8. Thesenartige Zusammenfassung der Ergebnisse 

(1) Die Umwe~probleme in Entwicklungsländern sind vielfach gravierender als in 
industrialisierten Ländern. 

(2) Die eigene Verarbertungskapazrtät der Entwicklungsländer ist nicht ausrei­
chend (insbesondere der armen Entwicklungsländer). Eine Durchsetzung des Ver­
ursacherprinzips ist schwierig; national wegen Armut einerserts und starker Konzen­
tration industrieller Interessen andererseits, intemational wegen der schwachen 
Verhandlungsposrtion der Entwicklungsländer. 
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(3) Bei Entwicklungshme-Projekten ist in der Vergangenheit den Umwenaspek­
ten nicht hinreichend Rechnung getragen worden, teilweise wurden sogar starK um­
wenschädigende Projekte gefördert. 

(4) Bei den Geber-Insttlutionen hat ein Umdenkprozeß stattgefunden, der eine 
Verbesserung des Instrumentariums erwarten läßt. 

(5) Die personellen und materiellen Voraussetzungen für eine effektive Berück­
sichtigung der Umweltaspekte bei Entwicklungshi~e-Projekten müssen in den kom­
menden Jahren erst noch geschaffen werden . 
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International Oetence and Aid Fund tor Southern Atrica 
CHI LOREN IN SOUTH AFRICA: 
REPRESSION ANO RESIST ANCE 

The nationwide uprising of 19761irstdrewthe attention ofthe outsideworldto how 
children in South Africa were becoming targels 01 a desperate regime. The pattern 
seI then has continued with mounling violence as resislance has increased, beco­
me more organised and more openly directed towards ending apartheid and 
liberating the majority from national oppression. 

The last decade has seen children become an integral part of resistance to 
apartheid. The education they receive and the experience of rising unemployment 
have conlronted them with the reali1 ies 01 apartheid. They lorm nearly hall the 
oppressed majority of South Alrica whose mobilisation against the regime has 
advanced dramatically du ring recent years. The building of structures of organised 
resislance andthe involvement 01 children in slruggle have gone hand in hand. When 
the regime launched a massive repressive operation at the end of 1984 to undo the 
advances that had been made in order to try to impose plans for reshaping and 
preserving the apartheid system, student and youth organisations were among i1s 
principal targets. 

This study locuses on the various forms of repression directed against children 
in South Africa. In spi1e 01 the fierceness and brutality of the regime's attack, young 
people have continued to resis!, determined to play a part in changing the society in 
wh ich they live. The depth of organisation, the resourcefulness and creativity of the 
young people of South Africa was dramalically underlined in 1987 when, in spi1e of 
over two years 01 intense repression, a new national youth organisation emerged, 
larger and more widely spread than any that preceded it. Even though the new 
organisation, the South Alrican Youth Gongress (SAYGO), was effectively banned 
wi1hin a year of tts formation, as the final section of the paper makes clear, class 
boycotts, educational protests and the participation of young people in poli1ical 
protest in an organised way has continued. 

Apartheid agalnst the eh IId 

Black children carry a multiple burden under apartheid, a system 01 violenl 
oppression which secures and protects privileges lor a minority at the expense ofthe 
majority. In addition to what they experience as apart of that majority, the special 
needs they have as children, enshrined in the Uni1ed Nations Declaration 0 the 
Rights of the Ghild adopted in 1959, are denied them (South Africa has not yet to 
signed the Declaration). The denial of political righls to their parents, the systematic 
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